
„Insbesondere unsere Richter und Staatsanwälte 
stehen vor der Notwendigkeit zu lernen, in jedem 
Fall genau zu differenzieren, ob die verbrecherische 
Handlung aus der Absicht, unsere Staatsmacht zu 
untergraben, geschieht oder ob eine solche Absicht 
nicht vorhanden ist. In dem einen Fall ist die Tat 
anders zu behandeln als in dem anderen.“27)

Das Studium einer großen Zahl von Urteilsgründen 
zeigt, daß die Gerichte sich häufig ungenügend mit den 
Motiven des Täters beschäftigen28 * 30 31). Die Gründe lassen 
darüber Ausführungen vermissen.

4. „Das zur Anwendung gebrachte Strafgesetz muß 
bezeichnet werden“, heißt es in § 223 StPO. Auch diese 
Forderung des Gesetzes darf nicht formal aufgefaßt und 
behandelt werden. Die B e z e i c h n u n g  des zur An­
wendung gebrachten Strafgesetzes ist ausreichend, wenn 
der dargestellte Sachverhalt klar erkennen läßt, welche 
Strafrechtsnorm verletzt ist. Das Gericht darf sich aber 
in solchen Fällen nicht mit der Bezeichnung des ange­
wandten Strafgesetzes begnügen, wo es der Sachverhalt 
und die Fragen seiner rechtlichen Würdigung erfordern, 
die Anwendung des Strafgesetzes, aus dem die Verur­
teilung erfolgt ist, näher zu begründen. So war es z. B. 
notwendig, bei der Anwendung des § 1 Abs. 1 Ziff. 3 
WStVO in vielen Fällen darzulegen, daß und aus 
welchen Gründen ein bestimmtes Verhalten ein „Bei- 
seiteschafien“ ist. Rechtsausführungen über dm Inhalt 
einer Strafrechtsnorm und über die Bedeutung eines 
Strafgesetzes und die Ausführungen über die Verwirk­
lichung des Tatbestandes werden von den Gerichten oft 
und mit überzeugender Wirkung miteinander verbunden. 
Dadurch wird die rechtliche Würdigung und die An­
wendung des verletzten Strafgesetzes auf den festge­
stellten Sachverhalt dargelegt und zugleich das Gesetz 
erklärt, seine Bedeutung für den Schutz des Objekts er­
läutert und so erzieherisch und fördernd auf die Ent­
wicklung des Rechtsbewußtseins eingewirkt. Dort, wo 
die Erfüllung des Tatbestandes auf Grund des Sach­
verhalts keinerlei rechtliche Probleme aufwirft, bedarf 
es keiner weitschweifigen Rechtsausführungen. Zum 
Beispiel ist es nicht richtig und wirkt formal, wenn ein 
Urteil bei klarer Sach- und Rechtslage in einem Fall nach 
§ 164 Abs. 1 StGB in der rechtlichen Würdigung schreibt, 
daß die Angeklagte § 164 StGB verletzt hat. weil sie bei 
einer Behörde, nämlich ..., eine Anzeige gemacht hat, 
indem s i e . .  und so fort durch Wiederholung der Tat­
bestandsmerkmale. Wie das Gericht die rechtliche Be­
urteilung und die Anwendung des Strafgesetzes auf den 
Sachverhalt begründen muß, lehrt z. B. das Urteil des 
Obersten Gerichts im DCGG-Prozeß in seinem Teil IV20).

Das Urteil muß die Feststellung der Schuld und 
der Schuldform begründen. Die Begründung der 
Schuld und Schuldform muß sich durch die Darstellung 
des Verbrechens aus den Urteilsgründen ergeben. 
Es bedarf dann in der Regel nur einer schluß­
folgernden Zusammenfassung. Deshalb sagt z. B. das 
Oberste Gericht in dem Urteil vom 8. Dezember 1950 
in Teil E: „Es ist für jeden einzelnen Angeklagten 
festgestellt worden, daß er vorsätzlich und aus einer 
ablehnenden Haltung gegenüber unserer neuen Ord­
nung in Kenntnis der Auswirkungen seiner Handlungen 
und Unterlassungen gehandelt hat“80), und führt dies 
dann in konkreter Zusammenfassung aus. Ist die Frage 
des Vorsatzes eindeutig, dann erfordert sie keine weit­
schweifigen oder gar formelhaften Ausführungen. Eine 
solche nichtssagende und formelhafte Wendung findet 
sich z. B. häufig in folgender Art: „Der Angeklagte 
handelte vorsätzlich, denn er verwirklichte die Tatbe- 
standsmerkmale mit Wissen und Willen“. Solche in­
haltsleeren Formulierungen sind zu vermeiden. Gut ist 
z. B. ein Urteil des Kreisgerichts Nauen, das kurz und 
richtig in einer Diebstahlssache schreibt: „Subjektiv
handelte der Angeklagte vorsätzlich, denn er wußte, 
daß er kein Recht hatte, die Sachen wegzunehmen“. 
Wo der Sachverhalt Bedenken an der Zurechnungs­
fähigkeit begründet, bedarf es in den Urteilsgründen 
sorgfältiger Ausführungen, die die Prüfung der Frage 
der Schuldfähigkeit erkennen lassen und ihre Bejahung 
rechtfertigen.

27) vgl. Plenikowski, a. a. O.
2S) Dabei 1st zu vermerken, daß in dieser Beziehung bereits 

das Ermittlungsverfahren es an genügender Aufklärung 
fehlen läßt.

20) vgl. OGSt Bd. 1 S. 28.
30) vgl. OGSt Bd. 1 S. 101.

Bei der Schuldform der Fahrlässigkeit müssen die 
Urteilsgründe die Pflichten des Angeklagten konkret 
beschreiben und genau darlegen, in welcher Weise und 
in welchem Grade diese verletzt wurden und für die 
Folgen ursächlich waren. Urteilsbegründungen bei fahr­
lässig begangenen Verbrechen entbehren zuweilen einer 
genügend ausführlichen Erörterung und beschränken 
sich auf eine zu abstrakte Darstellung der Fahrlässig­
keit. Die Urteilsgründe müssen darlegen, welche Pflich­
ten der Angeklagte hatte und worin sie im einzelnen 
bestanden, zu welchem Verhalten sie ihn verpflichteten, 
was der Angeklagte hätte tun müssen und tun können. 
Die Urteilsgründe müssen darlegen, woraus diese kon­
kreten Pflichten sich ergeben: aus welchen gesetzlichen 
Bestimmungen, aus Vertrag, aus Anweisungen und 
Anordnungen, aus beruflicher oder gesellschaftlicher 
Funktion und Verantwortung. Weiter müssen die 
Gründe darlegen, in welcher konkreten Weise diese 
Verpflichtungen nicht beachtet und verletzt wurden und 
wie der Angeklagte hätte handeln müssen.

5. Für die Methode der Urteilsbegründung bei frei­
sprechenden Urteilen ist von § 224 StPO auszugehen. 
In der Praxis wird beim freisprechenden Urteil in der 
Regel so verfahren, daß die Begründung des Frei­
spruchs zunächst ausführt, welcher Tat der Angeklagte 
beschuldigt wurde, und dann darlegt, warum die ihm 
in der Anklage zur Last gelegte Tat nicht zu einer 
Verurteilung führte. Das ist eine richtige Methode. 
Während es bei einem verurteilendem Urteilsspruch in 
den Gründen keiner Wiedergabe der Anklage, d. h. 
keiner besonderen Hervorhebung des Verbrechens be­
darf, das die Anklage dem Angeklagten zur Last legt, 
ist dies beim freisprechenden Urteil in der Regel un­
erläßlich, um verständlich und überzeugend darstellen 
zu können, von welchem Vorwurf der Angeklagte frei­
gesprochen wird.

Die Methode der Abfassung der Urteilsgründe bei 
einem freisprechenden Urteil kann nicht stets die 
gleiche sein. Das ergibt sich aus den verschiedenen 
Gründen, die zu einem Freispruch führen können. § 221 
StPO führt die Gesichtspunkte auf, unter denen das 
Gericht den Angeklagten freizusprechen hat. Ihnen 
entspricht die in § 224 gegebene Vorschrift über den 
Inhalt der Urteilsgründe eines freisprechenden Urteils. 
Diese Vorschrift unterscheidet für die Urteilsbegrün­
dung die gleichen vier Alternativen, die das Gesetz 
auch in § 221 StPO für die Voraussetzung des Frei­
spruchs behandelt. Nach § 224 Abs. 1 Buchst, a muß 
das Gericht in seinen Urteilsgründen ausführen, aus 
welchen Gründen der von ihm festgestellte Sachver­
halt kein Verbrechen oder keine Übertretung ist. Diese 
Vorschrift wird eine wachsende Bedeutung gewinnen, 
wenn der bisherige, durch § 1 Abs. 2 EGStPO noch 
weiter geltende § 153 der StPO von 1877 durch ein 
neues materielles Strafrecht gegenstandslos geworden 
sein wird81).

Stellt das Gericht fest, daß zwar ein Verbrechen 
begangen worden ist, daß es aber nicht der Angeklagte 
gewesen ist, der dieses begangen hat (§ 224 Abs. 1 
Buchst, b StPO), so bedarf es in den Urteilsgründen 
der Darlegung aller Umstände und der sorgfältigen 
Würdigung der Beweise, aus denen das Gericht die 
Überzeugung gewonnen und die Feststellung getroffen 
hat, daß der Angeklagte nicht der Täter gewesen ist.

Die dritte Alternative eines Freispruchs betrifft einen 
solchen Fall, in dem die Hauptverhandlung nicht den 
Beweis dafür erbracht hat, daß der Angeklagte das 
Verbrechen begangen hat. D. h. diese Vorschrift betrifft 
jene Fälle, in denen sich ein begründeter Verdacht 
gegen den Angeklagten richtet, ihm jedoch nicht be­
wiesen werden kann, daß er die Tat begangen hat. 
Die Urteilsgründe müssen hier in sorgfältiger Erörte­
rung der Beweise und Tatumstände ausführen, aus 
welchen Gründen das Gericht nicht die Überzeugung 
gewinnen und die Feststellung hat treffen können, daß 
der Angeklagte das Verbrechen begangen hat.

Endlich muß das Gericht im Falle des § 224 d StPO 
in seinen Gründen darlegen, warum die Voraussetzung 
der Strafverfolgung nicht bestanden hat. Hier hat es 
also z. B. anzugeben, daß es an dem gemäß § 194 StGB 
erforderlichen Antrag fehlt oder daß und in welcher 
Weise gemäß den Vorschriften der §§ 66 ff. StGB die 
Verjährung der Strafverfolgung eingetreten ist.
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31) vgl. Grundriß des Strafverfahrensrechts ln der DDR S, 38.


